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Eine Überlebende des Massakers von Srebrenica vor den Gräbern ihrer Verwandten auf dem Gedenkfriedhof 
in Potocari, einem Dorf im Osten Bosnien-Hercegovinas. 
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E inmal berichtete Marcel 
Reich-Ranicki dem 
Deutschen Bundestag da-
von, wie er seine Ermor-
dung vorbereiten sollte. 
Es war der 28. Januar 

2012, der internationale Holocaust-Ge-
denktag, und Reich-Ranicki sprach vom 
Warschauer Ghetto, das er gemeinsam 
mit seiner Frau Teofila überlebt hatte. Er 
erzählte vom „Judenrat“, in dem er hatte 
arbeiten müssen. Diese „Räte“ waren 
eine besonders perverse Erfindung der 
nationalsozialistischen Vernichtungs-
politik. Sie zwangen die Opfer, bei ihrer 
eigenen Auslöschung auch noch mitzu-
helfen. Ob in Warschau, Amsterdam, Sa-
loniki: Die „Judenräte“ mussten erst das 
Sterben in den Ghettos organisieren und 
am Ende die Deportationslisten zusam-
menstellen, nach denen die Überleben-
den in die Vernichtungslager deportiert 
wurden. Reich-Ranicki schildert in sei-
ner Rede vor dem Bundestag einen Tag 
im Sommer 1942, an dem ein SS-Führer 
mit seinen Männern in das Ghetto ge-
kommen sei, um Adam Czerniaków, dem 
Vorsitzenden des „Judenrates“, den so-
fortigen Beginn der Deportation von 
Warschaus Juden anzukündigen. Reich-
Ranicki als Sekretär musste mitschrei-
ben: „Am heutigen Tag beginnt die Um-
siedlung der Juden aus Warschau. Es ist 
euch ja bekannt, dass es hier zu viele 
Juden gibt. Euch, den ,Judenrat‘, beauf -
trage ich mit dieser Aktion“, zitierte 
er seine Erinnerung an die Worte des 
SS-Mannes.

Noch am gleichen Tag, so schilderte 
der Literaturkritiker den Befehl, habe 
der „Judenrat“ 6000 Ghettobewohner 
zur Deportation aufzutreiben, danach 
10.000, dann 7000 täglich. Czerniaków 
entging der von ihm geforderten Kom-
plizenschaft durch Selbstmord. „Ich bin 
machtlos, mir bricht das Herz vor Trauer 
und Mitleid, länger kann ich das nicht er-
tragen“, schrieb er zum Abschied. Im 
Bundestag zollte Reich-Ranicki der tra-
gischen Figur Respekt: „Nicht imstande, 
gegen die Deutschen zu kämpfen, wei-
gerte er sich, ihr Werkzeug zu sein.“

Eine dunkle Geschichte aus dunklen 
Zeiten. Und doch ereignet sich heute 
wieder dasselbe, mitten in Europa. Zu-
mindest dann, wenn man Emir Suljagić 
beim Wort nimmt, den Direktor der Ge-
denkstätte für den Völkermord von Sre-
brenica in Bosnien-Hercegovina. Die da-
malige „UN-Schutzzone“ Srebrenica 
war im Juli 1995 Ausgangspunkt des 
größten Massakers der jugoslawischen 
Zerfallskriege. Serbische Truppen unter 
Befehl des Kriegsverbrechers Ratko Mla-
dić hatten die Enklave überrannt. In den 
Folgetagen wurden mehr als 7000, nach 
anderen Angaben sogar mehr als 8000 
männliche Gefangene, ausnahmslos bos-
nische Muslime, von den Serben er-
schossen und in Massengräbern ver-
scharrt. Ein weitläufiger Friedhof bei 
Srebrenica zeugt von der Tragödie. Sul-
jagić, einer der wenigen männlichen 
Überlebenden des Massakers, hat ein ex-
zellentes Buch zu seinem Leben und 
Überleben geschrieben. Als Direktor der 
Gedenkstätte ist er äußerst f leißig. Er or-
ganisiert Veranstaltungen, Debatten, 
Ausstellungen. Knüpft Kontakte, reist im 
Ausland umher, um auf den Völkermord 
von Srebrenica aufmerksam machen. 

Und  er ist auf erschütternde Art ge-
schichtsvergessen. Oder einfach nur 
grenzenlos sarkastisch. Denn Suljagić 
rückt zwar den Völkermord an den Bos-
niaken unermüdlich in das Gedächtnis 
der Öffentlichkeit, doch einen anderen, 
den Holocaust, verharmlost er dabei. 
Er zieht ihn ins Lächerliche oder inst-
rumentalisiert ihn durch absurde 
tagespo litische Vergleiche. Die Schoa 
als rhe torische Handelsware für den 
Alltagsge brauch.

Das hatte zuletzt auch mit einem 
Deutschen zu tun, dessen Geschichte 
hier kurz erzählt werden muss: Der 
CSU-Politiker Christian Schmidt, einst 
Minister für Landwirtschaft im Kabinett 
Angela Merkels, ist seit 2021 „Hoher Re-
präsentant der Staatengemeinschaft“ in 
Bosnien-Hercegovina. Das ist ein son-
derbarer, ein fast anrüchiger, auf jeden 
Fall ein demokratisch nicht legitimierter 
Posten, der in Europa einmalig ist. Der 
Hohe Repräsentant kann, auf dem Papier 
zumindest, jeden gewählten Politiker in 
Bosnien entlassen, kann Gesetze erlassen 
oder aufheben und das Land per Dekret 
regieren, wenn er die seit 1995 geltende 
Nachkriegsordnung des Vielvölkerstaa-
tes für bedroht hält. Im vergangenen Jahr 
hatte Schmidt seine Vollmachten einge-
setzt, um Änderungen im Wahlrecht zu 
dekretieren. Manche fanden die Dekrete 
gut, da sie Bosniens Wahlsystem gerech-
ter gemacht hätten. Andere kritisierten, 
das Gegenteil sei der Fall. Einige fanden 
es empörend, dass ein nicht gewählter 
Ausländer in einem demokratischen 
Land per Federstrich die Gesetzgebung 
ändern kann. Eines aber waren die Ände-
rungen Schmidts bei aller Kritikwürdig-
keit gewiss nicht: Ein Ausweis national-
sozialistischer Gewaltpolitik oder eines 
modernen Holocausts auf bosnischem 
Boden.

Diesen Eindruck kann aber gewinnen, 
wer die Reaktionen des Direktors der 
Gedenkstätte für den Völkermord von 
Srebrenica auf Schmidts Interventionen 

durch die F.A.S. von den rhetorischen 
Eskapaden des bosnischen Koopera-
tionspartners erfahren zu haben. Auf 
Nachfrage teilt die Pressesprecherin An-
ke Münster mit: „Tweets von Direktor 
Emir Suljagić, die den Holocaust rela -
tivieren oder moralisch-normative Ver-
gleiche durch die Verwendung von NS-
Vokabular darstellen, bewerten wir als 
nicht akzeptabel. Wir distanzieren uns 
entschieden von solchen Aussagen, die 
klar im Widerspruch zum Auftrag und zu 
den Werten der Arolsen Archives ste-
hen.“ Mit seinen Aussagen isoliere Sulja-
gić sich von einem Konsens in der Erin-
nerungskultur und sabotiere die Bemü -
hungen zur Vernetzung der von ihm ge -
leiteten Gedenkstätte. 

Lothar Skriebeleit, Leiter der KZ-Ge-
denkstätte Flossenbürg in Bayern, nennt 
Suljagićs Ausfälle „völlig inakzeptabel.“ 
Auch er versichert glaubwürdig, erst 
durch die F.A.S. davon erfahren zu haben 
– und hebt hervor, dass es noch keine Ko-
operation zwischen Flossenbürg und 
Sre brenica gebe: „Hierbei handelt es sich 
um eine vermutlich in guter Absicht im 
politischen Raum entstandene Idee, von 
der ich nur über spärliche Andeutungen 
erfahren habe.“ Ob daraus je mehr wer-
den wird, ist nicht sicher. Suljagićs Rhe-
torik lehnt der Kulturwissenschaftler und 
Historiker jedenfalls entschieden ab: 
„Die Tweets operieren nicht mit histori-
schen Vergleichen, sie benutzen viel-
mehr nationalsozialistische Verbrechens-
chiffren, um gegenwärtige politische 
Konf liktlagen pseudo-moralisch zu un -
terfüttern.“ Skriebeleit nennt das 
„schlicht amoralisch“. Professionelle Er-
innerungsarbeit sollte sich durch strikte 
Ferne gegenüber der Alltagspolitik aus-
zeichnen, sagt Skriebeleit. Suljagić indes 
diskreditiere die an sich hervorragende 
und wichtige Arbeit seiner Gedenkstätte, 
stelle sich mit seinen Aussagen „außer-
halb eines internationalen fachlichen 
Kon senses“.

Josip Juratovic, geboren in Kroatien, 
einst am Fließband bei Audi, inzwischen 
seit Jahren für den Wahlkreis Heilbronn 
im Bundestag, verhehlt am Telefon nicht: 
Suljagićs Behauptung, er sei ein verkapp-
ter Faschist, hat ihn geärgert. Dass ihn 
aus der SPD niemand in Schutz nahm, 
hat ihn enttäuscht. Juratovic empfindet 
Suljagićs Rhetorik nicht nur als Ver-
harmlosung von NS-Vokabular, sondern 
als „gezielte Diffamierung“. Gemäßigte 
wie er, die nach Versöhnung strebten, 
seien es gewohnt, von Radikalen aller 
Sei ten gebrandmarkt zu werden, mal als 
Faschisten, mal als Kommunisten, wie es 
gerade passt. Juratovics Rat: Nicht in na-
tionalen Kategorien denken. „Es gibt 
nicht die ‚Bosniaken‘, die ‚Serben‘ oder 
die ‚Kroaten‘, sondern es muss unter-
schieden werden zwischen Nationalisten 
und Demokraten – und zwar auf allen 
Seiten.“

Florian Bieber, Leiter des Zentrums 
für Südosteuropastudien in Graz, dem 
Suljagić sogar schon physische Gewalt 
angedroht hat, nimmt seinen ehemaligen 
Studenten anfangs in Schutz: Man dürfe 
nie vergessen, dass Suljagić ein Genozid-
überlebender sei und in einem Land lebe, 
in dem der Völkermord auch heute noch 
oft geleugnet wird. Tatsächlich negiert 
Mi lorad Dodik, Präsident der bosni-
schen Serbenrepublik, den Völkermord 
von Srebrenica regelmäßig und lässt ser-
bische Kriegsverbrecher als Helden fei-
ern. Nur entschuldige das Suljagićs Ent-
gleisungen nicht, ergänzt der Professor: 
„Suljagić verwendet immer wieder be-
wusst Begriffe aus dem Nationalsozialis-
mus, um Gegner zu diskreditieren. Das 
relativiert nationalsozialistische Verbre-
chen.“ Eine Kooperation ausländischer 
Gedenkstätten mit Srebrenica bleibe 
wichtig und wünschenswert – doch sollte 
man Suljagić dabei „keinen Raum geben, 
durch diese Kontakte seine eigene Legi-
timität zu steigern und damit seinen An-
griffen und Übergriffen mehr Rückhalt 
zu geben“, rät Bieber. Denn statt seiner 
Vorbildfunktion gerecht zu werden, tra-
ge Suljagić leider zur Verrohung des öf-
fentlichen Diskurses bei. „Gerade der 
Leiter einer Gedenkstätte hat aber die 
Verantwortung, mit Worten sorgfältig 
um zugehen.“ 

Leute, die Suljagić lange kennen, 
zweifeln allerdings daran, dass er sich 
ändern wird. Auch Suljagić selbst nährt 
diese Zweifel. Um eine Stellungnahme 
zu den Einwänden gegen seine Rhetorik 
gebeten, antwortet er der F.A.S. am 
Mittwoch mit einer erbosten E-Mail, 
nachdem er zuvor mit einer Klage vor 
Gericht gedroht hatte. Tenor des kruden 
Schreibens: Wie können sich weiße, 
christliche Europäer überhaupt erdreis-
ten, ihn, den bosnischen Muslim, zu be-
urteilen? Wie können sie es wagen, seine 
Lebenserfahrung zu bewerten? Hautfar-
be und Herkunft schlagen Argumente – 
man kennt das.

Was folgt nun daraus? Neue Naziver-
gleiche gegen den Hohen Repräsentan-
ten hat Suljagić immerhin seit einigen 
Monaten nicht mehr gemacht. Ob sein 
Schweigen damit in Verbindung steht, 
dass Schmidt im Februar seine Voll-
machten nutzte, um der Gedenkstätte 
per Gesetzesänderung durch eine Um-
widmung von Mitteln den Zugriff auf 
drei Millionen Euro zu erlauben, ist 
nicht klar. 

verfolgte. Am 6. Oktober 2022 fragte 
Suljagić sarkastisch auf Twitter: „Also 
Leute, wann wählen wir den Präsidenten 
des Judenrates?“. Er fragte Schmidts Bü-
ro: „Wann erlasst ihr den Kommissarbe-
fehl?“. Dieser Befehl war eine verbreche-
rische Anordnung Hitlers aus dem Jahr 
1941, im Kampf ergriffene sowjetische 
Polit-Kommissare sofort zu erschießen. 
Suljagić fragte Schmidt auch: „Hey, wie 
läuft es mit dem Generalplan Ost dieser 
Tage?“ Der „Generalplan Ost“ war ein 
von SS-Chef Heinrich Himmler in Auf-
trag gegebenes Machwerk, nach dem in 
den neu eroberten Gebieten der Sowjet-
union „rassisch Unerwünschte“ vertrie-
ben werden sollten, zugunsten einer 
„Germanisierung“ durch deutsche Sied-
ler. Was will Suljagić, der seine Tweets 
auf Bosnisch schrieb, aber jeweils Nazi-
vokabular im deutschen Original ein-
streute, damit sagen? Dass Schmidt un-
liebsame Bosniaken erschießen lassen, in 
Ghettos sperren, vertreiben oder ver -
gasen will? Ist das nur der geschmacklose 
Sarkasmus eines Intellektuellen, dem 
Worte nichts bedeuten – oder meint er 
das ernst? Zumindest hat er seine Aussa-
gen, Stand 23. Juni 2023, nicht gelöscht. 
Er findet sie offenbar weiterhin korrekt.

Der Direktor greift auch bedenkenlos 
auf NS-Vokabular zurück, um Menschen 

risches Terrorregime am Balkan führten.  
Einen Journalisten der Deutschen Welle 
wiederum, der gewagt hatte, auf die ent-
gleiste Rhetorik des Gedenkstellenleiters 
aufmerksam zu machen, bezeichnete 
Suljagić daraufhin als „faschistische Us-
tascha-Nisse im deutschen Bundeshaus-
halt.“ Nissen sind die Eier von Läusen. 
Menschen als Ungeziefer, als Insekten – 
woher kennt man diese Rhetorik?

Den SPD-Abgeordneten Josip Jurato-
vic, der sich seit Jahrzehnten für Versöh-
nung auf dem Balkan einsetzt und von 
kroatischen Nationalisten dafür als Ver-
räter verunglimpft wurde, diffamierte 
Suljagić als verkappten Faschisten – frei-
lich nur auf Bosnisch. Im Ausland tritt er 
anders auf. Als Suljagić voriges Jahr von 
Bundestagsvizepräsidentin Aydan Özo-
guz (SPD) empfangen wurde, ließ er sich 
mit sorgenvoller Miene am Holocaust-
Mahnmal fotografieren. Seiner Sprache 
lässt er die gleiche Sorge nicht angedei-
hen. Das irritiert einige seiner Koope -
rationspartner, wenn sie darauf aufmerk-
sam gemacht werden. Zum Beispiel im 
hessischen Bad Arolsen, wo die weltweit 
größte Sammlung von Dokumenten zur 
NS-Vernichtungspolitik lagert. Die 
„Arolsen Archives“ arbeiten mit der Ge-
denkstätte Srebrenica zusammen. In Bad 
Arolsen versichert man glaubwürdig, erst 

„Hey, wie läuft es 
mit dem 

Generalplan Ost?“  

zu diffamieren. Schmidt nannte er einen 
„Gauleiter“ und insinuierte am 21. Okto-
ber 2022, dessen Amt betrachte Bosniens 
Muslime als „Untermenschen“. Gegner 
mit kroatischen Wurzeln verunglimpft er 
als „Ustascha“ – so nannten sich die Fa-
schisten in Kroatien, die als regionale Ju-
niorpartner Hitlers bis 1945 ein mörde-

Der Leiter der 
Gedenkstätte für 
den Genozid von 

Srebrenica 
macht ständig 

Nazivergleiche. 
Wer ihn  

kritisiert, wird 
beschimpft.

Von 
Michael Martens
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